
. ,'"' .. ' der Beilagen zt\. den stenographischen Prot·okollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgcbuot;spcriode 

Republik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

1 6 •. April 1973 

. GZ31 .639-2a/73 
§ 60 Abs.A der Geschäftsordnung 
des Burgenländischen Landtages; 
Aufhebung durch den Verfasslli~gs- .. 

. \ ...... 

,~ . gerichtshof gemäß Art.140 B-VG; \ 
Frage des Stimmrechtes des Vor­
sitzenden eines gesetzgebend~n 
Organs 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

Vi i €) n 

Gemäß § 15 des Bundesgesetzes vom 6~Juli 1971, 
BGBl.Nr. 178, über· die Geschäftsordnung des National­
rates, beehre ich mich, nachstehenden 

B c· r i c h't 
.. zu erstatten: 

10 

Die Bundesregierung hat am 29 .. November 1972 beim 
Verfassungsgerichtshof den Antrag gestellt, § 60.Abs"A 
des BurgenländischenLandesgesetzes vom 25. April 1924, 
LGBI.Nro 27, betreffend die Geschäftsordn~~g des Burgen­
ländischen Landtages, gemäß Art.140 B-VG als·verfassungs­
widrig aufzuheben. 

Nach der eben genannten BestL~mung stimmt der Vor­
sitzende, mit Ausnahme von Wahlen, niemals mit. 

II. 

Mit seinem am 23"März 1973 den Parteien des Ver­
fahrens zugestellten Erkenntnis vom 10.März 1973, G 45/72, 
hat der Verfassungsgerichtshof die. angefochtene Besti.~rnung 
als ~erfassungswidrig aufgehobeno· 

~er Begründung des aufhebenden Erkenntnisses können 
die folgenden grundsätzlichen uoerlegungen entnommen wer­
den: 

1 0 Geltungsgrundcler Geschäftsordnung des Burgen- . 
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ländischen Land,tages ist zur Zeit Art. I des 2. VerfassULigs-
:tlber.lei tungsgesetzes, StGBlo Nr. 232/1945, der die Ge­
schäftsordnungenaucb der übrigen gesetzgebenden Vertretungs-
k5rper wieder in Kraft gesetzt hat" In dieser neuerlichen 
Inkraftsetzung liegt keine Veränderung des Ranges der wieder' 
in Kraft gesetzten ,Bestimmungen .. , Die GeschäftsordnUng des 
Burgenländischen Landtages ist mithin durch das 20 Ver­
f.assungs-Überleitungsgesetz 1945 als Landesgesetz wie.der' 
in Geltung gesetzt worden. 

, Diese Feststellung ist deshalb wichtig, weil Art .18 
des Burgenländischen Landes-Verfassungsgesetzes vom 

. 15.J~"'lner 1926, LBGl .. Nr. 23, die Erlassung der Geschäf.ts­
or,dnung durch Beschluß des Landtages (also nicht in Ge­
stalt eines formellen Landesgesetzes,'wie dies tatsächlich 
geschehen ist,) vorsieht und man auf den Gedanken hätte 
kommen können, die WiederinY~aftsetzung der Geschäftsordnung 
durch das 2. Verfassungs-troerleitungsgesetz 1945 habe zu­
gleich die Einordnung der Geschäftsordnung in den von der 
Landesverfassung vorausgesetzten Rechtsquellentypus bewirkt. 

2" Eine Regel,ung mit dem Inhalt des § 60 Abs.A der 
Geschäftsordnung des Burgenländis'chen Landtages darf zwar 
durch Landesverfassungsgesetz, nicht aber durch einfaches 
Landesgesetz getroffen werden. Eine solche Regelung ist 
verfassungsrechtlich nicht anders zu beurteilen als die 
Regelung des Anwesenheitsquorums und der zum Zustandekommen 
eines Beschlusses erforderlichen Mehrheit im Landtag.. Der 
Verfassungsgerichtshof verweist in diesem Zus~~menhang auf 
sein Erlcenntnis vom 30. Juni 1972, G 12,13,18, 19, 23 bis 
29/1972, wonach Art 097 Abs. 1 B~AVG "die materielle Regelung 
der Beschlußerfordernisse für einen Gesetzesbeschluß des 
Landtages dem Landesverfassungsgesetzgeber vorbehält,," 

3. Vom Standpunkt der Bund.esverfassung ist es zulässig, 
den Vorsitzenden des Landtages von der Teilnahme an den Ab­
stimmungen auszuschließen .. Die einschlägigen Ausführungen 
in der.Begründung des.eingangs zitierten Erkenntnisses des 
Verfassungsgerichtshofes d.ürfen im folgenden wegen ihrer 
Bedeutung auch für den Bereich des Nationalrates wörtlich' 

>, 

• r 
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wiedergegeben werden: 
"Der Verfassungsgerichtsho,f.ist der Meinung, daß'bei 

der Entscheidung darüber, ob eine Regelung gegen ein in der 
Bundesverfassung verankertes Grundprinzip verstößt, nicht 
allein abstrakt-theoretische 'l.;'berleHuJ.""lgen entscheidend sein 
können, sondern daß vie l!nehrj enes verständnis dieses Grund­
prinzips von maßgeblicher Bedeutung ist, das sich der Ver- . 
fassungsgeber zu eigen gemacht hat~ Dies gilt auch für die 
Grundsätze der Repräsentation und des Verhältniswahlrechtese 
Es ist daher zu untersuchen, ob der Verfassungsgesetzgeber 
in der Regelung, daß der Vorsitzende eines allgemeinen Ver­
tretungskörpers mit Ausnahme von Wahlen niemals mitstimmt, 
einen Verstoß gegen diese Prinzipien - so wie er sie verstand 
gesehen hate Die geschichtliche Entwicklung zeigt, daß dies 
nicht der Fall war. . 

Die Anordnung? daß der Vorsitzende im Vertretungskörper 
nicht mitstimmt, findet sich in der österreichischen Rechts­
ordnung schon in § 44 der dem· Abgeordnetenhaus am 29 .. April 1a61 
von der Regierung vorgeleESten sogenannten "oktroyierten" Ge"'; 
schäftsordnung (Neisser-Neisser, Die Geschäftsordnu..'1g des Abge­
ordnetenhauses des Reichsrates, 1909, 8.115)0 In § 56 der 
autonomen Geschäftsordnung vom 11.Juni 1861 (steno Berichte 
über die Verhandlungen des Abgeordnetenhauses in der Session 
vom 290April 1861 bis 18.Dezemb~r 1862, S0262) wie auch in 
§ 64· der autonomen Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses 
vom 20März 1875 (333 der Beilagen zu den steno Protokollen 
des Abgeordnetenhauses VIII. Session) wal' dann festgelegt, 
daß der Vorsitzende mit Ausnalli~e von Wahlen niemals mit-
stimmt. In :der (konstituierenden) Sitzung der Nationalver­
sammlung der deutsch-sprachigen Ab'geordneten vom 21.0ktober 1918 
wurde beschlossen "bis zur Ausarbeitu..'1g einer besonderen Ge­
SChäftsordnung die Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses sir21-
gemäßII anzw.venden, also auch deren § 64. In den Sitzungen der 
Provo Nationalversammlung vom 22 4 und vom 27. November 191.8 
wurden einige Änderungen dieser Geschäftsordnung beschlossen, 
die aber nicht den § 64betrafen. Die Provo Nationalversammlung ~, 
beschloß dann am 60 Feber 1919 ein Gesetz über die Gesc.häfts­
ordnung der Konstituierenden Nationalversammlu..'1g und j~~derungen 
der autonomen Geschäftsordnung (Text: Provo Nationalversamm-

.lung, Beilage 197), die jedoch nicht das Stimmrecht des Präsi­
denten .. betrafen; überdies kamen sie niemals zur Anwendwlg, 
obwohl das Gesetz unter StGBl.Nro 101/1919 kundgemacht worden 
war .. DeIl..n die Konstituierende Nationalversammlung beschloß 
schon in ihrer z'2eiten Sitzung vom 5. März 1919 ein Gesetz über 
die Geschäftsordnlh"1g (2 der Beilagen bzwe 8tGBl.Uro 182/1919) 
sowie eine Änderung der autonomen Geschäftsordnung; diese deckten 
sich· im allgemeinen mit den Beschlüssen der Provo. Nationalver­
sammlung vom 6 .. Feber 1919, sie betrafen beide nicht die Frage 
des Stimmrechtes des Vorsitzenden im Hause. Die Rege.l ung dieser 
Frage vlurde dann unverändert in die. autonome Geschäftsordnun,::S 
des Nationalrates vom 19. November 1920 (§ 60 AbsGA) übernommen. 
Das Geschäftsordnllllgsgesetz vom gleichen Tage, BGEI.Nr. 10/1920, 
enthielt dazu wieder keine Bestimmung. Das Bundesgesetz vom 
6 .. Juli 1961, BGBl.Nr .. 178/196/1, über die Geschäftsordnung des 
Nationalrates hat die Anordnung, daß der Vorsitzende mit Aus­
nahrne von Wahlen niemals mitstimmt, im §.66 Abs 01 übernommen. 
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. . Di';lse geschichtliche Entwicklung zeigt? daß die Kon-
I 

stituierende Nationalversammlung - also die verfassungsDebende , 
Gewalt - in dieser Regelung keinen Widerspruch zu den damals ( 
schon geltenden Prinzipien der Repräsentation und des Ver­
hältniswahlrechtes erblickt hato Sie hat sie nicht nur selbst 
insbesondere auch bei der Beschlußfassung über das B-VG 1920 .­
dauernd gehandhabt; auch der Nationalrat hat in der Folge ~ 
bis heute - diese Besti.mmung bei der Beschlußfassung liber <3.11e 
Gesetze (auch Bundesverfassungsgesetze und damit in seiner Eigen­
schaft als Bundesverfassungsgesetzgeber !) ange\vendet. Obwohl 
die Ereignisse des 4 .. März 1933 in einer nur allzu deutlichen 
Weise gezeigt haben, daß ,gerade diese Bestimmung unter bcstil"8mten 
Umständen bei der parlarlle'htarischen Mehrheitsbildung zu Schwierig­
keitcn führt (alle drei Präsidenten hatten ihr Amt zurückgelegt, 
um ... weil es auf ihre Stimme ankam - mitstimmen zu können), hat 
der Nationalrat auch in der 20 Republik an dieser Bestimmune; 
festgehal t'en und sie auch als Verfass'Lmgsf,esetzgeber gehandhabt" 
Hinter dieser Bestimmung steht ,offenbar die Auffassung, claß de:c 
Vorsitzende im Hause (obwohl schon seit 1867 ei.n vom Volk -
seit 1919 nach dem Prinzip des Verhältniswahlrechts - gewählter 
Abgeordneter) als "pouvoir neutre" die Verhandlungen des Ha1:1ses 
führen soll. Es wurde ihm eben eine Sonderaufgabe zugedacht; 
alle Parteien haben auch diese Funktion stets entsprechend dem 
Ausmaß ihrer Vertretung im Hause für einen ihrer Abgeordneten 
in Anspruch genommen und den "Verlust 11 seiner Stimme in Kauf 
genommen. 

Der Verfassungsgerichtshöf kann aus diesen - die Sonder­
stellune; des Vorsi tzenclen berücksichtigenden und deshalb dE'3n 
allßemeinen Grundgedanken des hg. Erkenntnisses SlgoNr .. 6106/ 
'1969 keineswegs wider$prechenden - Erwägungen nicht finden, 
daß der Ausschluß des' Vorsitzenden eines Vertretungskörpers 
von der Teilnahme an den Abstimmungen an sich dem B-VG zuwi-
derlaUfen würde." .. . 

111. 
Aus diesen Ausführungen des Verfassungsgerichtshofes 

muß wohl der Schluß gezogen werden, daß gegen § 66 Abs.1 des 
Bundesgesetzes über die Geschäftsordnung des Nationalrates, 
wonach der Vorsitzende mit Ausnahme von Wahlen hicht mitstimmt, 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen, obgleich diese 
Bestimmung im Wortlaut der Bundesverfassung nicht gedeckt. ist .. 
Andernfalls hätte der Verfassungsgerichtshof zUm Ergebnis kom­
men mUssen, daß § 60 AhsoA der GeSChäftsordnung des Bw::gen­
ländischen Landtages auch bundesverfassungs'w'idrig ist" 

Der Verfassungsgerichtshof hat allerdings im Erkenntnis 

vom 30"Juni 1972, G 12, 13, 18, 19, 23 bis 29/1972, mit dem der 
§ 20 Abs,,1 der Steierrnärkischen Landesverfassung als verfassungs­
widrig aufgehoben wurde 9 unter anderem folgendes ausgeführt: 

"Dafür spricht vor allem <luch, daß der BUl1desverfass~:~l~;S­
gesetzgeber inden Vorschriften fUr die Volksver~retynßcn uoer 
Anwesenheitsquorum und erforderJ.iche I~lelu~hei t ke~ne Dloßen 
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Ordnungsvorscbriften sah; sondern es fHr notwendig fand, 
dort, wo er selbst eine Regelung der Beschlußerfordernisse . 
traf ,auch. das Anwesenhei -:tsqüOr1..UTI 'lmd ::1ie erforderliche Mehr­
heit zu regeln; so in Art~31 und in Art.41~ B-VG für den Na­
tionalrat, in Art" 37 B-VG für den Bun<tesrat, in Art .. 99 B-VG· . 
für den Lan.dtagals Landesverfassungsgesetzgeber und in .!rt .'117 . 
Abs o 3 B-VG für den G~meinderat,," . 

Vorschriften über· das Stimmrecht des Vorsitzenden des 
Vertretungskörpers sind nach der ausdrücklichen Feststellung 
des. Verfassungsgerichtshofes im nUn vorliegenden Erken.."1tnis 
vom 1 0 eMärz. 1973, G 4'3/72, nicht anders zu beurteilen· als die 
Regelung des Anwesenheitsquorums lL"1d der zum Zustandekommen 
.eines Beschlusses erforderlichen Mehrheit im Landtag" Es ist 
aber aus denbereitserwällllten Gründen nicht zulässig. aus dieser 
Aussage im Zusammenhang mit der vorher zitierten Aussage im 
Erkenntnis vom 30 o Juni 1972 den Schluß zu ziehen, auch dem 
einfachen Gesetzgeber des Bundesgesetzes über die Geschäfts­
ordnungjdes Nationalrates sei es verboten 9 eine derartige· 
Regelung zu treffen .. 

Was den Vorsitzenden des ~andtage~ anlangt, scheint der 
Verfassungsgerichtshof die Auffassung zu vertreten, daß es 

. ·dem Landesverfassungsgesetzgeber [.reisteht,eine Regelung des 
Inhaltes zu treffen, daß der Vorsitzende mit Ausnahme von 
Wahlen niemals mitbestimmt" Hinßegen ist es nicht völlig klar, 
ob es nach Auffassung des Verfassungsgerichtshofes auch dem 
einfachen Bundesgesetzgeber des Bundesgesetzes über die Ge­
schäftsordnung des Nationalrates freisteht, eine solche Rege­
lung zutreffen oder ob vielmebr eine derartige Regelung mittel­
bar von der BundesverfasstLYlgsordnung ,ierlanr..! wird .. 

Aus den eben wörtlich zitierten Ausführ1mgen in der Be­
grUndung des Erkelmtn:isses vom 10.März 1973 geht nämlich her­
vor~ der Bundesve~fassungsgesetzgeber habe die Funktion des 
Vorsi tzenden als "pouvoir neutren vor Augen gehabt •. Daraus 
kÖnI?-te man den Schluß ziehen, d.aß es sich nicht um eine niöfl­
liehe, sondern um eine ~wingende Konstr~~tion handelt. 

Dagegeri spricht allerdings die folgende Überlegung: 
Hinsichtlich der Vorsitsenden des Landtages scheint der 
Verfassungsgerichtshof der Auffassung zu sein, daß es 
Sache des Landesverfassungsgesetzgebers ist, ob er eine 
derartige Regellmg trifft oder nicht 0 Vläre nun der Aus­
sbhluß des Stimmrechtes de~ Vorsitzenden eine~ gesetz~ 
gebenden Organes unmittelbar aus einer der Bundesver-
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fassung zugrundeliegenden Zielvorstellung abzule~ten, so 
könnt~ es nicht dem BcliebendestandesvcrfassunGsseseiz­
gebers überlassen s~iti, eine d6rartige Regelung zu treffen. ' 
Das Erkenntnis des Verfassungsserichtshofes wird daher wohl 
dahin verstanden werden müssen, daß eine Regelung mit dem 
Inhalt d'es § 66 Abs .. 1 des, Bundesgesetzes'über die Geschäfts­
ordnung des Nationalrates dem Geset'zgeber der GeschäftsQrd;... 
Dung nicht zwingend vonVerfassungi wegen auferlegt isto 

31. März 1973 

.·/cv~/ 

, , 

" 

,~ 
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